
756 Dokumente zum Zeitgeschehen

Wird in Frankreich einer linken Wirtschafts- und Sozialpolitik, Wachstum und Beschäftigung
mehr Gewicht verschafft, so daß die die Grundlage für eine die Sozialgesetzgebung von oben
angleichende europäische Sozialpolitik entsteht, und organisiert Frankreich hierzu auf politi-
scher Ebene die Teilung der Verantwortung, so können wir einen anderen Weg einschlagen.

Wir sind davon überzeugt, daß Europa ein zivilisatorisches Modell zu bekräftigen hat: politi-
sche Demokratie, wirtschaftliche Entwicklung, soziale Solidarität, kulturelle Vielfalt.

Wir glauben, daß Frankreich seinen europäischen Partnern einen Diskussionsprozeß vor-
schlagen muß, getragen vom Willen zur europäischen Einigung und ihrer Neuausrichtung auf
ein soziales, fortschrittliches, friedliches und sicheres Europa.

*
Gemeinsam rufen wir die Französinnen und Franzosen dazu auf, ihre Ablehnung des von der
Rechten und ihrem gegenwärtigen Premierminister geplanten verschärften Sparkurses zum
Ausdruck zu bringen.

Wir wollen all jenen, die ihren Blick und ihre Hoffnung auf die Linke richten, mitteilen, daß
wir mit den grundlegenden, hier definierten Überzeugungen ihnen die erhoffte Perspektive
des Wechsels anbieten können.

Unser Ehrgeiz, einigend zu wirken und zu siegen, wird hierdurch nur verstärkt und unsere
Entschiedenheit nur vergrößert, alles notwendige zu tun, um am kommenden ersten Juni den
Sieg der Kräfte der Linken, des Fortschritts und der Umweltbewegung zu gewährleisten und so
die Hoffnungen unseres Volks zu erfüllen.

„Mächte mit weltweiten Pflichten“
Gemeinsame amerikanisch-russische Erklärung zur europäischen Sicherheit,

verabschiedet beim Gipfeltreffen in Helsinki am 21. März 1997

(Wortlaut)

Die Präsidenten Clinton und Jelzin erörterten die derzeitige Sicherheitslage im euroatlanti-
schen Raum. Sie bekräftigten ihr Engagement für das gemeinsame Ziel, ein stabiles, siche-
res, integriertes und ungeteiltes demokratisches Europa aufzubauen. Die Rolle der Vereinig-
ten Staaten und Rußlands als Mächte mit weltweiten Pflichten stellt an diese Länder die
besondere Anforderung, zur Erlangung dieses Ziels eng zusammenzuarbeiten. Die Präsiden-
ten bekräftigten, daß diese Zusammenarbeit im Geist von Offenheit und Pragmatismus statt-
finden wird, der in den letzten Jahren charakteristisch für die amerikanisch-russischen
Beziehungen gewesen ist. 

In Erinnerung an die gemeinsame Erklärung zur europäischen Sicherheit vom Mai 1995
stellten die Präsidenten fest, daß ein dauerhafter Friede in Europa auf der Integration des ge-
samten Kontinents in einer Reihe sich gegenseitig unterstützender Institutionen und Bezie-
hungen gründen sollte, die gewährleisten, daß es keine erneute Teilung oder Konfrontation
geben wird. Keine Institution kann die Sicherheit alleine gewährleisten. Die Präsidenten
stimmten überein, daß die Entwicklung von Sicherheitsstrukturen auf eine Art und Weise
stattfinden sollte, die keinen Staat bedroht und das Ziel des Aufbaus eines stabileren und in-
tegrierten Europas fördert. Diese Evolution soll auf einer umfassenden Verpflichtung zu den
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Grundsätzen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) basie-
ren, wie sie in der Schlußakte von Helsinki, dem Verhaltenskodex von Budapest und ande-
ren OSZE-Dokumenten niedergelegt sind, einschließlich der Respektierung von Menschen-
rechten, Demokratie und politischem Pluralismus, der Souveränität und territorialen Inte-
grität aller Staaten sowie ihres natürlichen Rechts auf die Auswahl der Mittel zur Gewährlei-
stung ihrer eigenen Sicherheit. 

Die Präsidenten sind überzeugt, daß die Stärkung der OSZE, deren Potential noch voll ent-
faltet werden muß, den Interessen der Vereinigten Staaten und Rußlands dient. Die Präsiden-
ten verliehen ihrer Zufriedenheit über das Ergebnis des OSZE-Gipfels von Lissabon Ausdruck
und waren sich über die Bedeutung der Umsetzung der dort getroffenen Entscheidungen einig,
die Ziele der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit genauer zu definieren und weiter nach in-
novativen Methoden für die Erfüllung der wachsenden Zahl von der OSZE übernommener
Aufgaben zu suchen. 

Sie unterstrichen ihr Engagement für die Förderung der operativen Fähigkeiten der OSZE
als einzigem Rahmen für die europäische Sicherheitszusammenarbeit, der die umfassende und
gleichberechtigte Beteiligung aller Staaten vorsieht. Die Konsensregelung soll die unantastba-
re Grundlage für den Entscheidungsfindungsprozeß der OSZE sein. Die Präsidenten bekräftig-
ten ihr Engagement für die Zusammenarbeit bei den laufenden Bestrebungen der OSZE zur
Entwicklung eines Sicherheitsmodells für Europa, das der drastisch veränderten Situation am
Vorabend des 21. Jahrhunderts und den auf dem Gipfel von Lissabon getroffenen Entscheidun-
gen über eine Charta zur europäischen Sicherheit Rechnung trägt. Die wesentliche Rolle der
OSZE in Bosnien und Herzegowina und ihre Fähigkeit zur Entwicklung neuer Formen der Frie-
denssicherung und Konfliktverhütung sollten ebenfalls aktiv weiterentwickelt werden. 

Bei ihren Gesprächen in Helsinki richteten die beiden Präsidenten ihr besonderes Augen-
merk auf die Frage der Beziehungen zwischen der NATO und der Russischen Föderation. Un-
einig waren sie sich weiterhin über die Frage der NATO-Erweiterung. Um die möglichen Aus-
wirkungen dieser Meinungsverschiedenheiten gering zu halten, einigten sich die Präsidenten,
auf bilateraler Ebene und gemeinsam mit anderen Ländern ein Dokument auszuarbeiten, das
die Zusammenarbeit zwischen der NATO und Rußland als wichtiges Element eines neuen um-
fassenden europäischen Sicherheitssystems festlegt. Das von den Staatschefs der NATO-Mit-
gliedstaaten und Rußlands unterzeichnete Papier würde eine dauerhafte Verpflichtung auf
höchster politischer Ebene darstellen. Ferner stimmten die Präsidenten darin überein, daß die
in diesem Dokument definierten Beziehungen zwischen der NATO und Rußland Konsultatio-
nen, Koordination und – soweit möglich und wo angemessen – gemeinsame Entscheidungsfin-
dung und Aktionen bei gemeinsame Belange betreffenden Sicherheitsfragen vorsehen sollen. 

Die Präsidenten stellten fest, das von der NATO und Rußland verabschiedete Dokument
würde sowohl die tiefgreifende Umgestaltung der NATO, einschließlich ihrer politischen und
friedenssichernden Dimension, als auch die neuen Realitäten Rußlands beim Aufbau einer de-
mokratischen Gesellschaft berücksichtigen und dazu beitragen. Das Dokument verkörpert
darüber hinaus das gemeinsame Engagement der NATO und Rußlands bei der Entwicklung
ihrer Beziehungen in einer die gegenseitige Sicherheit verbessernden Weise. 

Die Präsidenten erinnerten an die historische Bedeutung des Vertrags über konventionelle
Streitkräfte in Europa bei der Schaffung des erforderlichen Vertrauens für den Aufbau eines
gemeinsamen Sicherheitsraums auf dem Kontinent im Interesse aller Staaten in Europa, ob sie
einem militärischen oder politischen Bündnis angehören oder nicht, und werden weiterhin jeg-
liche destabilisierende Aufrüstung von Streitkräften in unterschiedlichen Regionen Europas
verhindern. 

Die Präsidenten unterstrichen die Bedeutung einer Anpassung des KSE-Vertrags. Sie
stimmten bezüglich der Notwendigkeit einer Beschleunigung der Verhandlungen zwischen
den KSE-Parteien überein mit dem Ziel, bis Ende Frühjahr oder Anfang Sommer 1997 ein Rah-
menabkommen abzuschließen, das die grundlegenden Elemente eines angepaßten KSE-Ver-
trags enthält, im Einklang mit den Zielen und Prinzipien des in Lissabon im Dezember 1996 ver-
einbarten Dokuments über den Umfang und die Parameter. 

Präsident Jelzin betonte die Sorge Rußlands, die NATO-Erweiterung werde zu einer poten-
tiell bedrohlichen Aufrüstung permanent stationierter Streitkräfte der NATO in der Nähe Ruß-
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lands führen. Präsident Clinton unterstrich, daß das Bündnis keine diesbezüglichen Aktionen
in Erwägung zieht. 

Präsident Jelzin begrüßte Präsident Clintons Erklärungen und bekräftigte, Rußland würde
entsprechende Zurückhaltung bezüglich der Stationierung seiner konventionellen Streitkräfte
in Europa üben. 

Präsident Clinton verwies auch auf die Politik der NATO im Hinblick auf die Stationierung
von Nuklearwaffen, wie sie am 10. Dezember 1996 vom Nordatlantikrat formuliert wurde, daß
die NATO-Mitglieder „keine Absicht, keinen Plan und keinen Grund“ zur Stationierung von
Nuklearwaffen auf dem Territorium von Staaten haben, die jetzt Mitglied des Bündnisses sind,
und auch keine zukünftige Notwendigkeit dafür sehen. Präsident Clinton verwies auf die Be-
reitschaft der NATO, einen spezifischen Hinweis auf diese Politik in das von der NATO und
Rußland verabschiedete Dokument einzubeziehen. Präsident Jelzin sprach sich für eine Einbe-
ziehung eines solchen Hinweises in das Dokument aus. 

Die Präsidenten waren sich einig, daß sich die Vereinigten Staaten, Rußland und ihre Part-
ner in Europa mit zahlreichen gemeinsamen Sicherheitsbedrohungen konfrontiert sehen, die
am besten durch Zusammenarbeit zwischen allen Staaten des euroatlantischen Raums ange-
sprochen werden können. Sie verpflichteten sich zur Intensivierung ihrer Bestrebungen, auf
dem bei ihren Treffen in Helsinki erarbeiteten gemeinsamen Terrain aufzubauen, um die Ef-
fektivität der europäischen Sicherheitsinstitutionen zu verbessern, einschließlich des in dieser
Erklärung enthaltenen Abschlusses von Abkommen und Vereinbarungen.

„Das bipolare System existiert nicht mehr“
Gemeinsame russisch-chinesische Erklärung zur multipolaren Welt 

und zur Schaffung einer neuen Weltordnung, verabschiedet 
in Moskau am 23. April 1997

(Wortlaut)

Von einer neuen Qualität zwischenstaatlicher Beziehungen war die Rede, als Jiang Zemin und
Boris Jelzin im April in Moskau zusammentrafen. Am 24. April unterzeichneten sie gemeinsam
mit den Präsidenten von Tadschikistan, Kasachstan und Kirgisien ein Abkommen zur Truppen-
reduktion an den Grenzen, wodurch das gegenseitige Vertrauen – nach fast 30 Jahren des
Mißtrauens – unterstrichen wird. Einen Tag zuvor hatten die Präsidenten von Rußland und Chi-
na eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, die sich gegen hegemoniale Bestrebungen
gleich welchen Landes richtet und die Ausdehnung militärischer Blöcke kritisiert. Obwohl we-
der die USA noch die NATO-Osterweiterung explizit Erwähnung finden, hat die Weltöffentlich-
keit sofort begriffen, vor wessen Bug der Warnschuß ging. D. Red.

Ausgehend von der Entwicklung von Beziehungen einer gleichberechtigten und vertrauens-
vollen Partnerschaft, die auf die strategische Zusammenarbeit im 21. Jahrhundert ausgerichtet
ist, von der Verantwortung vor der Weltgemeinschaft, die sie als ständige Mitglieder des Si-
cherheitsrates der UNO tragen, sowie von den übereinstimmenden Herangehensweisen an die
großen internationalen Probleme, erklären die Russische Föderation und die Volksrepublik
China (im weiteren als die Seiten bezeichnet), folgendes:

1. Die Seiten werden ihre Bemühungen im Geiste partnerschaftlicher Beziehungen auf die
Unterstützung der Entwicklung einer multipolaren Welt und die Schaffung einer neuen Welt-
ordnung richten.




